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Abmeldung / Wegzug

Fortzug / Wegzug aus einer Gemeinde in eine andere Gemeinde oder ins Ausland unter
Auflösung aller Wohnungen in der Gemeinde, in der die Abmeldung erfolgt. Der Datensatz
wird inaktiv.

Adressierungszusätze

Ergänzende, adressbezogene Angaben zu einer Anschrift.

Innerhalb der örtlichen Meldebehörde werden die elementaren Adressierungszusätze in ei-
genen Feldern erfasst. Dazu gehören:

• Hausnummer-Buchstabe / Zusatzziffer (DSMeld-Feld 1208)

• Hausnummer-Teilnummer (DSMeld-Feld 1209)

• Stockwerks-, Wohnungsnummer (DSMeld-Feld 1210)

• Zusatzangaben (z. B. Hinterhaus) (DSMeld-Feld 1211)

Die DSMeld-Blätter 0913, 1221, 1230, 1514, 1530 bilden den entsprechenden Sachverhalt
in dem jeweiligen Kontext in konkatenierter Form ab.

Alleinige Wohnung

Hat die meldepflichtige Person in der Bundesrepublik eine Wohnung bezogen, so ist diese
ihre alleinige Wohnung im Sinne des Melderechts.

Anmeldung

Zuzug in eine Gemeinde. Der Datensatz wird neu angelegt oder reaktiviert (Wiederzuzug).

Asynchrone Kommunikation

Unter asynchroner Kommunikation versteht man in der Informatik und Netzwerktechnik ei-
nen Modus der Kommunikation, bei dem das Senden und Empfangen von Daten zeitlich
versetzt und ohne Blockieren des Prozesses durch beispielsweise Warten auf die Antwort
des Empfängers (wie bei synchroner Kommunikation der Fall) stattfindet.

Beispiele für asynchrone Kommunikation zwischen Menschen sind E-Mail Konversationen,
Newsletter oder Mailing-Listen oder JMS, sowie Einträge in Diskussionsforen bzw. News-
groups. Viele Groupwaresysteme verfügen darüber hinaus über proprietäre Dienste zum
Versenden und Empfang von Nachrichten.

Aufgabe einer (Neben-) Wohnung

Auszug aus einer (Neben-) Wohnung. – Dabei ist zu berücksichtigen, dass die Person in
derselben Gemeinde noch (mindestens) für eine weitere aktuelle Wohnung gemeldet ist
und diese Wohnung auch beibehalten wird.

Werden alle Wohnungen in der Gemeinde aufgegeben, siehe Abmeldung
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Auskunftsregister

“Auskunftsregister” dienen der ausschließlichen Abfrage von Meldedaten (Pull-Verfahren)
und können je nach Ausbau folgende Leistungen umfassen:

• Behördenauskunft: Diese Leistung steht nur Behörden zur Verfügung. Je nach zugeord-
neter Rolle erhalten Behörden bei der Abfrage einen unterschiedlich umfangreichen Da-
tenumfang.

• Einfache Melderegisterauskünfte

Abfragen können, wie zum Beispiel beim Einsatz des VAMS, auch automatisiert erfolgen.

Auszug aus einer Wohnung

siehe Aufgabe einer (Neben-) Wohnung

Authentizität

Authentizität ist die Sicherheit darüber, dass eine Nachricht auch tatsächlich von dem be-
haupteten Verfasser oder Sender einer Nachricht stammt. Man sichert Authentizität, um
sich vor falschen Absendern zu schützen.

In dem Kontext “Meldewesen” muss beispielsweise sichergestellt sein, dass Datenüberm-
ittlungen an andere Behörden nach § 18 MRRG nur dann erfolgen, wenn über die Identität
der anderen Behörde kein Zweifel besteht. Es muss also die Authentizität des Absenders
einer Bitte um Datenübermittlung gesichert werden um auszuschließen, dass sich Unbe-
rechtigte durch Vorspiegelung falscher Identitäten in den Besitz personenbezogener Daten
bringen.

Die Authentizität und die Integrität einer Nachricht können mit Hilfe elektronischer Signa-
turen bewiesen werden.

BASIS

Der Begriff BASIS steht für Bevölkerungsstatistik – Automatisiertes Steuerungs- und Infor-
mationsSystem.

Hinter diesem Begriff verbirgt sich das neue Dialog-Verfahren zur Aufbereitung aller Be-
völkerungsstatistiken. Im einzelnen  sind dies die Statistik der Geburten, Sterbefälle, Ehe-
schließungen (Ehescheidungen), Wanderungen, des Staatsangehörigkeitswechsels und
der Fortschreibung des Bevölkerungsstandes. Des weiteren wurde die Todesursachensta-
tistik einbezogen. Außerdem ist der Teil Gebietsänderungen in das Verfahren integriert.

Ziel des Dialogverfahrens BASIS ist es, alle genannten Statistiken unter einer Hülle, d. h.
einer Oberfläche anzubieten und damit Voraussetzungen für eine umfassende, weitestge-
hend technisch unterstützte und damit effiziente Abarbeitung dieser zu schaffen.

Beigeschriebene Person

Als beigeschriebene Person (auch gebräuchlich: “Hinweis-Ehegatte”, “Hinweis-Kind”,
“Pseudo-Einwohner”) wird im Meldewesen eine Person bezeichnet, die in der örtlichen Mel-
debehörde nicht gemeldet ist, aber in einer rechtlichen Beziehung zu einem (gemeldeten)
Einwohner der örtlichen Meldebehörde steht. Das können zum Beispiel sein:

• ein Ehegatte, der in einer anderen Gemeinde oder im Ausland gemeldet ist (seinen Auf-
enthalt hat),

• ein Elternteil (oder beide), der in einer anderen Gemeinde oder im Ausland als sein Kind
gemeldet ist (den Aufenthalt hat),

• ein Kind, das in einer anderen Gemeinde als die Eltern / ein Elternteil gemeldet ist, oder

• ein gesetzlicher Vertreter zu einer Person, der in einer anderen Gemeinde als sein
Mündel gemeldet ist.

Für die Aufgabenerledigung der örtlichen Meldebehörde dürfen über diese Personen Daten
in einem gesetzlich normierten Umfang (§ 2 Abs. 1 MRRG) erhoben werden, obwohl sie
nicht Einwohner dieser Gemeinde sind.
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Bundesmeldedatenübermittlungsverordnung (BMeldDÜV)

Die Bundesmeldedatenübermittlungverordnung (BMeldDÜV) regelt den Datenaustausch
zwischen Meldebehörden (1. BMeldDÜV) und nachgeordneten Empfängern (2.
BMeldDÜV):

• 1. BMeldDÜV: Diese Verordnung regelt die Durchführung von regelmäßigen Datenüb-
ermittlungen zwischen Meldebehörden verschiedener Länder in den Fällen des § 17
Abs. 1 und 2 MRRG.

• 2. BMeldDÜV: Die Verordnung regelt die Durchführung von regelmäßigen Datenüb-
ermittlungen der Meldebehörden an die Kreiswehrersatzämter, die Bundesagentur für
Arbeit, die Deutsche Post AG, die Datenstelle der Rentenversicherungsträger, den Ge-
neralbundesanwalt beim Bundesgerichtshof (Dienststelle Bundeszentralregister) und
das Kraftfahrt-Bundesamt.

Neben der BMeldDÜV existieren die länderspezifischen Meldedatenuebermittlungsverord-
nungen.

Beschränkt/unbeschränkt steuerpflichtige Personen

Zur genauen Definition von beschränkt und unbeschränkt steuerpflichtigen Personen sei
auf § 1 EStG verwiesen. Hier die Zusammenfassung der wesentlichen Aussagen:

• Natürliche Personen, die im Inland einen Wohnsitz oder ihren gewöhnlichen Aufenthalt
haben, sind unbeschränkt einkommensteuerpflichtig.

• Natürliche Personen, die im Inland weder einen Wohnsitz noch ihren gewöhnlichen Auf-
enthalt haben, sind (...) beschränkt einkommensteuerpflichtig, wenn sie inländische Ein-
künfte (...) haben.

Bevölkerungsstatistikgesetz (BevStatG)

Gesetz über die Statistik der Bevölkerungsbewegung und die Fortschreibung des Bevölk-
erungsstandes.

DatML

DatML (Data Markup Language) ist ein XML-basierter Dokumenttyp für statistische Daten;
er unterstützt den gesamten statistischen Produktionsprozess von der Erhebung der Daten
über ihre Plausibilisierung bis zur eigentlichen Verarbeitung und schließlich Archivierung.

Digitales Zertifikat

Ein digitales Zertifikat ist eine Datenstruktur, welche die Zuordnung von Attributen zu einem
Objekt bestätigt.

Im Rahmen des Signaturgesetzes bestätigt zum Beispiel eine akkreditierte Zertifizierungs-
stelle, dass ein bestimmter öffentlicher Signaturschlüssel zu einer Person mit einem be-
stimmten Vor- und Familiennamen gehört. Durch den Einsatz dieser Zertifikate ist man also
nicht auf die Behauptung des Absenders über seinen Namen angewiesen, sondern dieser
Name wird vom Zertifikatsherausgeber bestätigt.

Eine sehr wichtige, konkrete Datenstruktur für digitale Zertifikate ist das X.509 Format.

Einfache Melderegisterauskunft

Vor- und Familienname, Anschriften, Doktorgrad. Siehe § 21 Abs. 1 und 1a MRRG.

Einzelauskunft

Die Einzelanfrage ist ein (einzelnes) Auskunftsersuchen, das von einer Behörde oder von
einer Privatperson (Firma etc.) an eine Meldebehörde gerichtet ist. Dabei ist die gesuchte
Person konkret durch den Vor- und Familiennamen und ggf. durch weitergehende Angaben
wie z. B. Geburts- oder Adressdaten zu benennen.
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Elektronische Signatur

Werden digitale Dokumente elektronisch signiert, so kann bei einer anschließenden Prüf-
ung zweierlei bewiesen werden:

• das signierte Dokument wurde nicht nachträglich geändert oder manipuliert

• das Dokument wurde tatsächlich vom Inhaber des Signaturzertifikats unterschrieben

Die elektronische Unterschrift dient somit nur der Wahrung der Integrität und der Authenti-
zität. Sofern zusätzlich die Vertraulichkeit gefordert ist, muss dies durch zusätzliche Maßn-
ahmen (zum Beispiel Verschlüsselung des Nachrichteninhalts) bewerkstelligt werden.

Das Anbringen einer elektronischen Signatur läuft im Prinzip wie folgt ab:

1. Über den Nachrichteninhalt wird ein Hashwert berechnet. Dieser ist eindeutig durch den
Nachrichteninhalt bestimmt. Jede Veränderung am Nachrichteninhalt hat sofort einen
anderen Hashwert zur Folge.

2. Der Signierende verschlüsselt diesen Hashwert mit einem privaten Schlüssel, der nur
ihm zugänglich ist.

3. Der Nachrichteninhalt und der verschlüsselte Hashwert werden zusammen an den
Empfänger der Nachricht übermittelt.

Anschließend kann die Signatur wie folgt geprüft werden:

4. Der Empfänger nutzt den öffentlichen Schlüssel des Absenders, um den Hashwert zu
dechiffrieren. Dieser Schlüssel ist öffentlich verfügbar. In der Public-Key-Infrastruktur
des deutschen Signaturgesetzes wird die korrekte Zuordnung eines öffentlichen
Schlüssels zu einer Person durch die Zertifikatsherausgeber, zum Beispiel die TeleSec
oder Signtrust, gewährleistet. Sofern der Versuch des Dechiffrierens zu einem Erfolg
führt, kann sich der Empfänger sicher sein, dass derjenige signiert hat, dessen Namen
im Zertifikat des öffentlichen Schlüssels eingetragen ist. Niemand sonst besitzt den pri-
vaten Schlüssel, mit dem der Hashwert zuvor chiffriert worden war.

5. Der Empfänger berechnet nach der gleichen Methode wie der Signierende einen Hash-
wert über den Nachrichteninhalt. Er vergleicht diesen mit dem Hashwert, den ihm der
Sender verschlüsselt übermittelt hat. Sind beide Werte gleich, kann sich der Empfänger
sicher sein, dass ihm die Nachricht in der gleichen Form vorliegt, wie der Sender sie un-
terschrieben hat. Jede Veränderung nach Signaturerstellung hätte zu einem anderen
Hashwert geführt.

Erweiterte Melderegisterauskunft

Eine einfache Melderegisterauskunft sowie zusätzliche Daten, deren Anfrageberechtigung
nachzuweisen ist (lt. § 21, Abs. 2 MRRG).

Gedächtnisloser Prozess

Wenn am Ende eines Prozesses keine Zustandsinformationen gespeichert werden, die bei
einem erneuten Prozessdurchlauf berücksichtigt werden können, spricht man von einem
sogenannten Gedächtsnislosen Prozess. – Bei der wöchentlich wiederkehrenden Ausspie-
lung der Lottozahlen handelt es sich (entgegen vieler Hoffnungen) beispielsweise um einen
gedächtnislosen Prozess.

Gesamtauskunft an den Betroffenen

Vollständige Auskunft über alle zur anfragenden Person gespeicherten Daten, vgl. MRRG
§ 8.

Hauptwohnung

Hat die meldepflichtige Person in der Bundesrepublik mehrere Wohnungen, so ist eine die-
ser Wohnungen die Hauptwohnung, und zwar diejenige, die vorwiegend benutzt wird, vgl.
§ 12 MRRG.
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Identifikationsmerkmal

Das Identifikationsmerkmal ist ein Merkmal, das im Rahmen eines Prozesses von einem
Kommunikationspartner vergeben und dem anderen Kommunikationspartner mitgeteilt
wird, damit in einem späteren Prozessschritt Datensätze eineindeutig identifiziert werden
können. Je nach fachlicher Anforderung können Identifikationsmerkmale dauerhaft oder
nur temporär angelegt werden. 

Grundsätzlich erlauben Identifikationsmerkmale keine Rückschlüsse auf Dateninhalte.

Identifikationsmerkmal (§ 139a AO)

Nach § 139a AO ist das Identifikationsmerkmal der Oberbegriff für die bei natürlichen Per-
sonen zu verwendende IdNr und der bei wirtschaftlich Tätigen Wirtschaftsidentifikations-
nummer.

Identifikationsnummer (IdNr)

Bei der Identifikationsnummer (IdNr) handelt es sich um das Identifikationsmerkmal für na-
türliche Personen. Rechtsgrundlage ist § 139b AO.

Kohorte

Im Bevölkerungsprojekt BASIS versteht man unter “Kohorte” eine Personengruppe, die
zeitbezogen durch die gleichen Ausprägungen in den Merkmalen AGS (Wohngemeinde),
Geschlecht, Geburtsjahr, Staatsangehörigkeit (“deutsch”/“nichtdeutsch”) und Familien-
stand charakterisiert werden kann. Beispiel für eine Kohorte: “Alle Personen, die im glei-
chen Jahr geboren wurden, bilden eine Geburts- oder Alterskohorte.”

Lieferung / Paket

Sehr umfangreiche Datenübermittlungen müssen ggf. auf mehrere OSCI–XMeld-Nachrich-
ten aufgeteilt werden. Hierfür wurde das Konzept der aus mehreren Paketen bestehenden
Lieferung entwickelt.

Eine Lieferung kann derart viele Datensätze umfassen, so dass eine Übermittlung in einer
einzigen OSCI–XMeld-Nachricht nicht möglich ist. Typische Gründe für die Notwendigkeit
der Aufteilung einer Lieferung in mehrere OSCI–XMeld-Nachrichten liegen in der Anzahl
der zu übermittelnden Datensätze oder der Größe der erzeugten Nachrichten.

In diesem Kontext entspricht eine OSCI–XMeld-Nachricht einem Paket einer Lieferung. Je-
des Paket wiederum ist für sich gesehen eine Sammelnachricht, die mehrere Datensätze
umfasst.

Alle Pakete zusammen ergeben (in der richtigen Reihenfolge) die Lieferung.

Weitere Details zu diesem Konzept finden sich in Abschnitt 2.4 auf Seite 116. Ein Beispiel
für eine derart aufgebaute Nachricht ist xmeldit.datenlieferung.1100.

MEDIA@Komm

MEDIA@Komm ist eine Initiative der Bundesregierung, um die Entwicklung und Anwen-
dung von Multimedia in Städten und Gemeinden gezielt zu unterstützen. Hierzu wurde
1998 ein Städtewettbewerb ausgelobt, an dem sich 136 Städte und Gemeinden mit ihren
Konzepten beteiligt haben. 1999 wurden durch eine Jury die drei Preisträger Bremen, Ess-
lingen und der Städteverbund Nürnberg ermittelt.

In einem integrativen Ansatz sollen im städtischen Raum innovative multimediale Dienste
und Anwendungen möglichst unter Nutzung der digitalen Signatur entwickelt und deren
Möglichkeiten und wirtschaftlichen Potenziale demonstriert werden. Zwischen öffentlicher
Verwaltung, Bürgern und Wirtschaft sollen rechtsverbindliche Dienstleistungen und Trans-
aktionen vollelektronisch ohne Medienbrüche getätigt werden können (“virtuelles Rathaus”,
“elektronische Akte”, “Bürgerkarte”), um so Effizienz und Transparenz von Verwaltungs-
und Geschäftsvorgängen zu verbessern. Durch die modellhafte Entwicklung und Erfor-
schung der rechtlichen, technischen und ökonomischen Voraussetzungen für die “virtuelle
Stadt” sollen 
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• die Arbeits- und Lebensbedingungen der Bevölkerung verbessert,

• die Verwaltungen effizienter und bürgerfreundlicher,

• die Unternehmen flexibler und produktiver werden.

Hierzu bedarf es insbesondere der Nutzung digitaler Signaturen, die auf Chipkarten gespei-
chert werden. Diese Karten mit den so genannten privaten Schlüsseln ermöglichen einen
vertrauenswürdigen und sicheren elektronischen Geschäftsverkehr. 

Nachricht (Einzelnachricht)

Zur Übermittlung bestimmter Sachverhalte bietet OSCI–XMeld das Konzept der Einzel-
nachrichten. Mit einer Einzelnachricht werden üblicherweise alle Daten, die im Zusammen-
hang mit einem Ereignis, dass eine Person betrifft, übermittelt. Typische Vertreter dafür
sind die Fortschreibungsnachrichten, siehe Abschnitt 5 auf Seite 220, aber auch die
Rückmeldungs-Auswertungsnachricht rueckmeldung.auswertung.0203.

Nebenwohnung

Weitere Wohnungen neben der Hauptwohnung, vgl. § 12 Abs 3 MRRG.

Optionsdeutscher

Ein Optionsdeutscher ist ein deutscher Staatsangehöriger, der die Voraussetzungen des §
4 Abs. 3 oder des § 40b StAG erfüllt und eine weitere ausländische Staatsbürgerschaft be-
sitzt.

Diese Deutschen haben nach Erreichend der Volljährigkeit und gemäß § 29 StAG nach
Aufforderung zu erklären, ob sie die deutsche oder die ausländische Staatsangehörigkeit
behalten wollen.

OSCI–Transport

Ein Protokollstandard zur vertraulichen und sicheren Übermittlung von Nachrichten in einer
auf das deutsche Signaturgesetz abgestimmten Sicherheitsumgebung. Die Entwicklung
begann im Rahmen des MEDIA@Komm Städtewettbewerbs. OSCI ist vor allem in Hinblick
auf Kommunikationsanforderungen im E–Government zugeschnitten.

OSCI–Transport Nachrichten haben einen zweistufigen “Sicherheitscontainer”. Dadurch ist
es möglich, Inhalts- und Nutzungsdaten streng voneinander zu trennen und kryptografisch
unterschiedlich zu behandeln. Die Inhaltsdaten werden vom Autor einer OSCI–Transport-
Nachricht so verschlüsselt, dass nur der berechtigte Leser sie dechiffrieren kann. Die Nut-
zungsdaten werden vom Intermediär für die Zwecke der Nachrichtenvermittlung und die Er-
bringung der Mehrwertdienste benötigt, sie werden deshalb für den Intermediär verschlüss-
elt. Ein Angreifer kann wegen dieser Verschlüsselungen weder die Nutzungs-, noch die
Inhaltsdaten abhören.

Jeder Sicherheitscontainer (für Nutzdaten und Inhaltsdaten) erlaubt die digitale Signatur
und die Verschlüsselung des jeweiligen Inhalts. Dadurch sind Vertraulichkeit, Integrität und
Authentizität der Nachrichten gewährleistet.

Die Public Key Infrastruktur (PKI) innerhalb der OSCI Kommunikationspartner ist – zumin-
dest für natürliche Personen – in der Regel die durch das deutsche Signaturgesetz defi-
nierte PKI. Es gibt somit keine geschlossene Benutzergruppe. Der Besitz einer Signatur-
karte mit einem Signaturzertifikat nach SigG und einem Verschlüsselungszertifikat sind für
die OSCI-Kommunikation ausreichend. Je nach Sicherheitsanforderung kann auch der
Einsatz fortgeschrittener elektronischer Signaturen (ohne Chipkarte) sinnvoll sein, auch
dies wird durch OSCI–Transport unterstützt.

Partnermeldebehörde

Die Meldebehörde, die für einen auswärtig mit Haupt- oder alleiniger Wohnung gemeldeten
Ehegatten oder Lebenspartner zuständig ist, wird als “Partnermeldebehörde bezeichnet.”
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Primärbroker

Im Kontext der adresskettenbasierten Melderegisterauskunft wird unter einem Primärbrok-
er derjenige Broker verstanden, der vom Endkunden den Auftrag für die Melderegisteraus-
kunft erhält. Der Primärbroker ist verantwortlich für die vollständige inhaltliche Bearbeitung
der Anfrage und kümmert sich um die Abwicklung: Abrechnung bei Privat-Anfragen, Zu-
sammenführung von Ergebnissen, Beachtung von Limits (Kosten, Suchtiefe, etc).

Insbesondere beauftragt er weitere Broker (Sekundärbroker), sofern er die Anfrage nicht
selbst beantworten kann.

Rückmeldungsauswertung

Hierbei handelt es sich um die Antwort der bisherigen Wohnsitzgemeinde (Meldebehörde)
eines Bürgers auf eine Rückmeldung der Zuzugsgemeinde, wenn diese abweichende Da-
ten zu den in der Wegzugsgemeinde, wenn diese abweichende Daten zu den in der Weg-
zugsgemeinde gespeicherten Daten gemeldet hat.

Sammelauskunft

Die Sammelanfrage umfasst mehrere (einzelne) Auskunftsersuchen, die von einer Behörd-
e / einer Privatperson (Firma etc.) an eine Meldebehörde (in einem Umschlag) übermittelt
werden. Die Anfragen werden in einer Liste zusammengefasst.

Welche Daten die Meldebehörde jeweils zu übermitteln hat, ergibt sich aus dem konkreten
Einzelfall unter Berücksichtigung der gesetzlichen Rahmenbedingungen.

Sammelnachricht / Datensatz

Sammelnachrichten werden verwendet, wenn in einer OSCI–XMeld-Nachricht mehrere
identisch aufgebaute (aber natürlich unterschiedlich gefüllte) Datensätze übermittelt wer-
den sollen.

Als Beispiel für eine Sammelnachricht sei die Nachricht datenuebermittlung.anfor-
derungidnr.0500 genannt: Mit dieser Nachricht kann eine Meldebehörde für viele Be-
troffene die Vergabe von IdNrn beim BZSt anfordern. Für jeden Betroffenen ist dazu in der
Nachricht genau ein Datensatz zu übermitteln.

Sekundärbroker

Ein Sekundärbroker ist ein im Rahmen der adresskettenbasierten Melderegisterauskunft
von einem Primärbroker mit der Beantwortung einer Anfrage beauftragter Broker. Der Se-
kundärbroker liefert entweder die aktuelle oder die letzte ermittelbare Anschrift des Betrof-
fenen als Ergebnis an den Primärbroker.

Der wesentliche Unterschied zum Primärbroker besteht darin, dass der Sekundärbroker
keine weiteren Broker beauftragen darf.

Staatsangehörigkeitswechsel

Bei der Fortschreibung des Bevölkerungsstandes sind gemäß § 5 BevStatG die Bevölker-
ung insgesamt und die deutsche Bevölkerung festzustellen. Um diesen Auftrag zu erfüllen,
ist es für die amtliche Statistik notwendig, verlässliche Daten zum Staatsangehörigk-
eitwechsel (von “nichtdeutsch” auf “deutsch” und umgekehrt) zu erhalten.

Statuswechsel

Hat ein Einwohner mehrere Wohnungen im Inland, so ist eine dieser Wohnungen seine
Haupt- und die andere(n) die Nebenwohnung(en). (Hauptwohnung ist die vorwiegend ge-
nutzte Wohnung.)

Mit einem Statuswechsel bestimmt der Einwohner eine bisherige Nebenwohnung zu seiner
(neuen) Hauptwohnung. Löst er seine Nebenwohnung auf, wird die bisherige Hauptwoh-
nung zur alleinigen Wohnung.
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Synchrone Kommunikation

Unter synchroner Kommunikation versteht man in der Informatik und Netzwerktechnik ei-
nen Modus der Kommunikation, bei dem die Kommunikationspartner (Prozesse) beim Sen-
den oder beim Empfangen von Daten immer synchronisieren, also warten (blockiert), bis
die Kommunikation abgeschlossen ist. Wird sowohl beim Senden als auch beim Empfan-
gen gewartet (der Sender stellt also eine Anfrage und wartet auf Antwort), so entspricht das
einem Rendezvous der beiden beteiligten Prozesse. Das Blockieren des Prozesses wird
intern durch geeignete Mechanismen zur Prozesssynchronisation erreicht.

Das Senden und Empfangen von Daten ohne Blockieren des Prozesses bezeichnet man
als Asynchrone Kommunikation.

Beispiele für synchrone Kommunikationvarianten

RPC (Remote Procedure Call) Hierbei handelt es sich um eine Technik zur Realisierung von In-
terprozesskommunikation. Sie ermöglicht den Aufruf von Funktionen in anderen
Adressräumen. Im Normalfall werden die aufgerufenen Funktionen auf einem ande-
ren Computer als das aufrufende Programm ausgeführt. Es existieren viele Imple-
mentierungen dieser Technik, in der Regel sind sie untereinander nicht kompatibel
(z. B. CORBA, JAVA RMI, XML-RPC).

HTTP (HyperText Transfer Protocol) HTTP ist ein Protokoll zur Übertragung von Daten über
ein Netzwerk. Es wird hauptsächlich eingesetzt, um Webseiten aus dem World Wide
Web (WWW) in einen Webbrowser zu laden.

Das Protokoll wurde 1989 von Tim Berners-Lee am CERN zusammen mit der URL
und der HTML entwickelt, wodurch praktisch das World Wide Web geboren wurde.

Übermittlungsregister

“Übermittlungsregister” dienen der automatisierten Datenübermittlung von dem Meldere-
gister der zentral speichernden Stelle an andere berechtigte Dritte (Push-Verfahren). Wel-
che Daten übermittelt werden dürfen, bestimmt sich nach dem jeweiligen Landesrecht.
Zum Beispiel erfolgen nach § 15 Meldedatenverordnung (Bayern) vom Übermittlungsreg-
ister automatisiert Datenübermittlungen an die Zentrale Stelle bei der Kassenärztlichen
Vereinigung in Bayern.

Ummeldung / Umzug

Umzug innerhalb einer Gemeinde von Adresse A auf Adresse B ohne Veränderung der
übrigen personenbezogenen Daten (Namensdaten, Geburtsdaten, Wohnungsstatus, etc).

Umzugsverband (Familienverband)

Ein Umzugsverband umfasst die Angehörigen einer Familie oder Lebenspartnerschaft mit
denselben Zugangsdaten (Tag des Zuzugs sowie frühere und gegenwärtige Wohnungen).

Unionsbürger

Ein Bürger, der die Staatsangehörigkeit eines Mitgliedstaates der Europäischen Union be-
sitzt, ist damit auch “Unionsbürger”. Durch die Unionsbürgerschaft besitzt er u. a. das
Recht, an Kommunalwahlen seines derzeitigen Wohnortes teilzunehmen, wenn dieser
ebenfalls in einem EU-Staat liegt.

Vorläufiges Bearbeitungsmerkmal (VBM)

Bei einer Erstanmeldung (Geburt oder Zuzug ohne IdNr) vergibt die zuständige Meldebe-
hörde zunächst ein vorläufiges Bearbeitungsmerkmal (VBM). Dieses dient bis zur endgült-
igen Vergabe der IdNr durch das Bundeszentralamt für Steuern (BZSt) als eindeutiges
Identifikationsmerkmal. Nach Vergabe der IdNr ist das VBM sowohl im Melderegister als
auch beim BZSt zu löschen.

Das VBM setzt sich aus 20 Stellen zusammen, wobei die Stellen 1 bis 8 den AGS der zu-
ständigen Meldebehörde angeben und die Stellen 9 bis 20 einen beliebigen eindeutigen
Schlüssel innerhalb der Meldebehörde. Durch dieses Vorgehen ist die bundesweite Ein-
deutigkeit eines VBMs gewährleistet.
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Das VBM darf sich bis zur Vergabe der IdNr durch das BZSt nicht ändern, da es bereits zur
Identifikation einer Person dient. Bei einem Umzug innerhalb des Vergabezeitraums wird
auch das VBM bei der neuen Meldebehörde übernommen.

Vergebende Stelle

Das Bundeszentralamt für Steuern ist bzgl. der IdNr die “vergebende Stelle”.

Vorausgefüllter Meldeschein

Im Rahmen der Vernetzung der Meldebehörden untereinander werden der Zuzugsmelde-
behörde die Daten des/der Anmeldenden bei der Anmeldung vorgesteuert und müssen so-
mit nicht mehr neu erfasst, sondern ggf. nur noch ergänzt werden. Soweit der Anmeldende
ermächtigt ist, kann er gleichzeitig weitere Familienangehörige anmelden.

Wanderungsstatistik

Rechtsgrundlage für die Wanderungsstatistik und für die Bevölkerungsfortschreibung ist
das “Gesetz über die Statistik der Bevölkerungsbewegung und die Fortschreibung des Be-
völkerungsstandes (BevStatG)” vom 4. Juli 1957 (BGBl. I S. 694), in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14. März 1980 (BGBl. I S. 308), zuletzt geändert durch Artikel 2 des
Gesetzes zur Änderung des Melderechtsrahmengesetzes (MRRG) vom 25. März 2002
(BGBl. I S. 1191).

Erhebungsgrundlagen für die Wanderungsstatistik sind die der jeweiligen An- und Abmel-
dung zugrunde liegenden Meldescheine bzw. Datensätze der Meldebehörden.

Die Wanderungsstatistik erstreckt sich auf die Wanderungen über die Grenzen Deutsch-
lands mit dem Gebietsstand nach dem 03.10.1990 (Außenwanderung) und die Wande-
rungen nach einer Gemeinde innerhalb Deutschlands (Binnenwanderung). Unberücksicht-
igt bleiben die Umzüge innerhalb der Gemeinden (Ortsumzüge). Für die Bundesländer
Berlin, Bremen und Hamburg ist ein innerstädtischer Wohnungswechsel, der die im jewei-
ligen Bundesland zwischen dem Meldewesen und dem Statistischen Landesamt diesbe-
züglich festgelegten Territorialgrenzen überschreitet, ebenfalls als Wanderungsfall anzuse-
hen. Hierfür sind vorrangig bereits existierende innerstädtische Gebietseinteilungen zu
nutzen.

Die Wanderungsstatistik weist die Wanderungsfälle, nicht die wandernden Personen nach.
Als Wanderung im vorstehenden Sinne gilt jedes Beziehen einer Wohnung als alleinige
Wohnung oder Hauptwohnung und jeder Auszug aus einer alleinigen Wohnung oder
Hauptwohnung (Wohnungswechsel). Auch die Umwandlung eines Nebenwohnsitzes in ei-
nen Hauptwohnsitz gilt als Wanderungsfall.

Waffenrechtliche Erlaubnis

Die “Waffenrechtliche Erlaubnis (§ 44 WaffG)” ist wie folgt definiert:

1. Die für die Erteilung einer waffenrechtlichen Erlaubnis zuständige Behörde teilt der für
den Antragsteller zuständigen Meldebehörde die erstmalige Erteilung einer Erlaubnis
mit. Sie unterrichtet ferner diese Behörde, wenn eine Person über keine waffenrecht-
lichen Erlaubnisse mehr verfügt.

2. Die Meldebehörden teilen den Waffenerlaubnisbehörden Namensänderungen, Wegzug
und Tod der Einwohner mit, für die das Vorliegen einer waffenrechtlichen Erlaubnis ge-
speichert ist.

Wegzugsgemeinde

Darunter ist im Zusammenhang mit einer Anmeldung die Gemeinde (PLZ, Gemeindena-
men, AGS) zu verstehen, aus der die Person weggezogen / fortgezogen ist. Siehe auch Zu-
zugsgemeinde.

Hinweis: Bei der Erarbeitung der OSCI–XMeld-Nachrichten konnte bezüglich der Begriffe
“Wegzugsgemeinde” bzw. “Zuzugsgemeinde” nicht auf eine einheitliche Terminologie im
DSMeld zurückgegriffen werden.
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Wirtschafts-Identifikationsnummer

Die Wirtschafts-Identifikationsnummer ist das Identifikationsmerkmal für wirtschaftlich Tät-
ige (wirtschaftlich tätige natürliche Personen, juristische Personen, Personenvereini-
gungen). Rechtsgrundlage ist § 139c AO.

Wohnungsaufgabe

siehe Auszug aus einer Wohnung

Wohnungsbegründung

Beziehen einer Wohnung mit Anmeldung, vgl. MRRG § 11. Voraussetzung ist, dass die
Person in der Gemeinde bereits mit einer (weiteren) Wohnung gemeldet ist. Es wird also
eine weitere Wohnung bezogen. Besteht z. Zt. der Wohnungsbegründung noch keine wei-
tere Wohnung in der Gemeinde, so siehe Anmeldung.

XPersonenstand

Im Projekt “XPersonenstand” wird die Standardisierung von Datenaustauschformaten im
Personenstandswesen mit dem Ziel bearbeitet, einen medienbruchfreien Datenaustausch
zwischen Standesämtern, nachgeordneten Behörden und privaten Dienstleistern (Kran-
kenhäuser, Bestatter, Bürger) auf der gesetzlichen Grundlage eines geänderten Personen-
standsgesetzes (noch offen) sowie den Datenübermittlungsverordnungen des Bundes und
der Länder zu ermöglichen.

Zeitstempel

Bei einem “Zeitstempel” handelt es sich aus programmtechnischer Sicht um eine Signatur,
die eine gesicherte Form einer Zeitangabe enthält. Durch diese Signatur werden Daten
oder der Inhalt eines Dokumentes eingefroren.

Der Zeitstempel gilt als Nachweis des “Einfrier-Zeitpunktes” (siehe auch §§ 2, 4 – 14, 17 –
23 SigG vom 16.05.2001 sowie Signaturverordnung vom 21.11.2001).

Zentral speichernde Stelle

Als “zentral speichernde Stelle” wird die Organisationseinheit bezeichnet, die für die zen-
trale Speicherung und Verarbeitung von Einwohnermeldedaten zuständig ist und die Auf-
gabe zur Führung von Auskunfts- und Übermittlungsregistern wahrnimmt. In der Regel sind
die zentral speichernden Stellen auf Landesebene angesiedelt.

Zuzugsgemeinde

Darunter ist im Zusammenhang mit einer Anmeldung die Gemeinde (PLZ, Gemeindena-
men, AGS) zu verstehen, in die die Person (neu) zugezogen ist. Siehe auch Wegzugsge-
meinde.

Hinweis: Bei der Erarbeitung der OSCI–XMeld-Nachrichten konnte bezüglich der Begriffe
“Wegzugsgemeinde” bzw. “Zuzugsgemeinde” nicht auf eine einheitliche Terminologie im
DSMeld zurückgegriffen werden.
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